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Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung der Großen Kreisstadt Deggendorf für das Haushaltsjahr 2024 

 

 

I. 

 

Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) hat der Stadtrat mit Beschluss vom 

18.12.2024 folgende Haushaltssatzung erlassen, die hiermit gemäß Art. 26 Abs. 2, Art. 65 

Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) bekannt gemacht wird.  

 

 

§ 1 
 

1) Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Jahr 2024 wird hiermit festgesetzt;  

er schließt 

 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 94.382.000 € 

 

im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 22.930.300 € 

ab. 

 

2) Der Wirtschaftsplan der Pflegeeinrichtung Elisabethenheim für das Wirtschaftsjahr 2024 

wird hiermit festgesetzt; er schließt 

 

im Erfolgsplan 

in den Erträgen mit 76.000 € 

in den Aufwendungen mit 680.600 € 

somit Verlust 604.600 € 

 

im Vermögensplan 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 20.300 € 

ab. 
 

§ 2 

 

1) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-

maßnahmen wird auf 3.371.500 € festgesetzt. 
 

2) Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen der Pflege-

einrichtung Elisabethenheim sind nicht vorgesehen. 
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§ 3 

 

1) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird auf 

3.180.000 € festgesetzt. 
 

2) Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan der Pflegeeinrichtung Elisabethenheim 

sind nicht vorgesehen. 

 

 

§ 4 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 330 v. H. 

b) für die Grundstücke (B) 330 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer 350 v. H. 

 

 

§ 5 

 

1) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Haushaltsplan wird auf 15.000.000 € festgesetzt. 
 

2) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Wirtschaftsplan der Pflegeeinrichtung Elisabethenheim wird auf 300.000 € festgesetzt. 
 

 

§ 6 

 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 

 

 

 

II. 

 

Das Landratsamt Deggendorf hat als Rechtsaufsichtsbehörde die nach der Gemeindeordnung 

(GO) erforderlichen Genehmigungen zu den §§ 2 und 3 der Haushaltssatzung mit Schreiben 

vom 10.01.2024, GZ: 20-941-G 6/2024, erteilt. 
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III. 

 

Der Haushaltsplan, bzw. die Haushaltssatzung samt Ihrer Anlagen liegt gemäß Art. 65 Abs. 3 

Satz 3 der Gemeindeordnung (GO) in der Stadtkämmerei (Zi.Nr. 134) der Stadt Deggendorf, 

Neues Rathaus, Franz-Josef-Strauß-Str. 3, während der allgemeinen Geschäftsstunden bis zur 

nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich zugänglich zur 

Einsichtnahme aus. 

 

Deggendorf, 19.01.2024 

 

gez. 

 

Dr. Christian Moser 

Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung für die von der Stadt Deggendorf verwaltete St. Katharinenspital-

stiftung für das Haushaltsjahr 2024 

 

I. 

 

Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) in Verbindung mit Art. 20 Abs. 2 des Bayer. 

Stiftungsgesetzes (BayStG) hat der Stadtrat mit Beschluss vom 18.12.2023 folgende 

Haushaltssatzung für die von der Stadt Deggendorf verwaltete St. Katharinenspitalstiftung 

erlassen, die hiermit gemäß Art. 26 Abs. 2, Art. 65 Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) bekannt 

gemacht wird.  
 

 

§ 1 

 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Jahr 2024 wird hiermit festgestellt;  

er schließt 

 

im Verwaltungshaushalt 

der St. Katharinenspitalstiftung 

 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 304.800 € 

 

im Vermögenshaushalt 

der St. Katharinenspitalstiftung 

 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 21.900 € 

 

ab. 
 

 

§ 2 

 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 

vorgesehen. 
 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
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§ 4 

 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht 

beansprucht. 

 

 

§ 5 

 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 

 

 

II. 

 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 

 

 

III. 

 

Der Haushaltsplan, bzw. die Haushaltssatzungen liegen samt Ihrer Anlagen gemäß Art. 65 Abs. 

3 Satz 3 der Gemeindeordnung (GO) in der Stadtkämmerei (Zi.Nr. 134) der Stadt Deggendorf, 

Neues Rathaus, Franz-Josef-Strauß-Str. 3, während der allgemeinen Geschäftsstunden bis zur 

nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich zugänglich zur 

Einsichtnahme aus.  

 

 

Deggendorf, 19.01.2024 

 

gez. 

 

Dr. Christian Moser 

Oberbürgermeister  
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Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung für die von der Stadt Deggendorf verwaltete Waisenhausstiftung 

(Stiftung zur Förderung der Deggendorfer Kinder) für das Haushaltsjahr 2024 

 

I. 

 

Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) in Verbindung mit Art. 20 Abs. 2 des Bayer. 

Stiftungsgesetzes (BayStG) hat der Stadtrat mit Beschluss vom 18.12.2023 folgende 

Haushaltssatzung für die von der Stadt Deggendorf verwaltete Waisenhausstiftung (Stiftung 

zur Förderung der Deggendorfer Kinder) erlassen, die hiermit gemäß Art. 26 Abs. 2, 

Art. 65 Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) bekannt gemacht wird.  

 

 

§ 1 

 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Jahr 2024 wird hiermit festgestellt;  

er schließt 

 

im Verwaltungshaushalt 

der Waisenhausstiftung 

 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 182.400 € 

 

im Vermögenshaushalt 

der Waisenhausstiftung 

 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 50.200 € 

 

ab. 
 

§ 2 

 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 

vorgesehen. 
 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
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§ 4 

 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht 

beansprucht. 

 

 

§ 5 

 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 

 

 

II. 

 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 

 

 

III. 

 

Der Haushaltsplan, bzw. die Haushaltssatzungen liegen samt Ihrer Anlagen gemäß Art. 65 Abs. 

3 Satz 3 der Gemeindeordnung (GO) in der Stadtkämmerei (Zi.Nr. 134) der Stadt Deggendorf, 

Neues Rathaus, Franz-Josef-Strauß-Str. 3, während der allgemeinen Geschäftsstunden bis zur 

nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich zugänglich zur 

Einsichtnahme aus.  

 

 

Deggendorf, 19.01.2024 

 

gez. 

 

Dr. Christian Moser 

Oberbürgermeister  
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Bekanntmachung 

Festsetzung der Grundsteuer für das Kalenderjahr 2024 

 
Der Stadtrat hat mit Beschluss vom 18.12.2024 die Hebesätze der Grundsteuer A (land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe) auf 330 v. H. und der Grundsteuer B (bebaute und unbebaute 
Grundstücke) auf 330 v. H. festgesetzt. 
 
Gegenüber dem Kalenderjahr 2023 ist damit keine Änderung eingetreten, so dass auf die 
Erteilung von Grundsteuerbescheiden für das Kalenderjahr 2024 verzichtet wird. 
 
Für all diejenigen Grundstücke, deren Bemessungsgrundlagen (Messbeträge) sich seit der 
letzten Bescheiderteilung nicht geändert haben, wird deshalb durch diese öffentliche 
Bekanntmachung gem. § 27 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes (GrStG) vom 07.08.1973 (BGBl. I. 
S. 965) die Grundsteuer für das Kalenderjahr 2024 in der zuletzt für das Kalenderjahr 2023 
veranlagten Höhe festgesetzt und mit der gleichen Fälligkeit erhoben. 
 
Wurden bis zu dieser Bekanntmachung bereits Grundsteuerbescheide für das Kalenderjahr 
2024 erteilt, so sind die darin festgesetzten Beträge zu entrichten. 
 
Sollten die Grundsteuerhebesätze geändert werden (§ 25 Abs. 3 GrStG), oder ändern sich die 
Besteuerungsgrundlagen (Messbeträge), werden gem. § 27 Abs. 2 GrStG entsprechende 
Änderungsbescheide erteilt. 
 
Mit dem Tage der öffentlichen Bekanntmachung dieser Steuerfestsetzung treten für die 
Steuerpflichtigen die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an diesem Tage ein 
schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann jeder Adressat innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
entweder Widerspruch einlegen (siehe 1.) oder, wenn die übrigen Adressaten zustimmen, 
unmittelbar Klage erheben (siehe 2.). 
 
1. Wenn Widerspruch eingelegt wird ist der Widerspruch einzulegen bei der Stadt 

Deggendorf, Franz-Josef-Strauß-Straße 3, 94469 Deggendorf. 
 

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird ist die Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in Regensburg, Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, zu erheben. 
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Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 
für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

• Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

• Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

Deggendorf, 12.01.2024 
 
gez. 
 
Dr. Christian Moser 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung 

Öffentliche Aufforderung zur Hundeanmeldung und Entrichtung der Hundesteuer 2024 
 
1. An- und Abmeldung von Hunden 
a) Hundehalter sind verpflichtet, jeden Hund innerhalb von zwei Wochen nach Aufnahme 

anzumelden und Änderungen von Voraussetzungen für Steuervergünstigungen oder 
Steuerbefreiungen unverzüglich dem Stadtsteueramt mitzuteilen. 

b) Hundehalter haben ihren Hund innerhalb von zwei Wochen, wenn der Hund 
abhandenkommt, getötet wird, verendet, künftig in einer anderen Gemeinde gehalten 
wird oder den Besitzer wechselt, beim Stadtsteueramt abzumelden.  

 
2. Festsetzung und Zeitpunkt der Entrichtung 
Die Festsetzung der Hundesteuer erfolgt durch schriftlichen Bescheid, in dem auch der 
Zeitpunkt der Entrichtung bestimmt ist. Dieser Bescheid gilt auch für die Folgejahre und wird 
nicht jedes Jahr neu erstellt. Die Hundesteuer ist eine unteilbare Jahressteuer und daher stets 
in voller Höhe zu entrichten, auch wenn der Hund nicht während des ganzen Jahres gehalten 
wird. 
 
Für bereits erfasste Hunde ist die Steuer satzungsgemäß jeweils am 01.05. des Jahres zu 
entrichten. 
 
3. Die Hundesteuer beträgt im Jahr 2024 für: 

den 1. Hund 25 €   jeden weiteren Hund    65 € 
den 2. Hund 40 €   Kampfhunde   250 € 

 
4. Ermäßigung wird gewährt für: 
a) Hunde, die in Einöden und Weilern gehalten werden. Als Einöde gilt ein Anwesen, dessen 

Wohngebäude mehr als 500 m von jedem anderen Wohngebäude entfernt sind. Als Weiler 
gilt eine Mehrzahl benachbarter Anwesen, die zusammen nicht mehr als 300 Einwohner 
zählen und deren Wohngebäude mehr als 500 m von jedem anderen Wohngebäude 
entfernt sind. 

b) Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjägern oder Inhabern eines Jagdscheines 
ausschließlich oder überwiegend zur Ausübung der Jagd oder des Jagd- oder 
Forstschutzes gehalten werden, sofern nicht die Hundehaltung steuerfrei ist; für Hunde, 
die zur Ausübung der Jagd gehalten werden, tritt die Steuerermäßigung nur ein, wenn sie 
die Brauchbarkeitsprüfung nach § 21 der Landesverordnung zur Ausführung des Bayer. 
Jagdgesetzes vom 1.3.1983 (GVBl. S. 51) mit Erfolg abgelegt haben. 

c) Hunde, die überwiegend für die gewerbliche oder hauptberufliche Tätigkeit des Halters 
unerlässlich sind, soweit es sich um keinen Kampfhund i. S. v. § 6 der Satzung über die 
Erhebung der Hundesteuer in der Stadt Deggendorf handelt. Der Hundehalter ist 
verpflichtet, diese Voraussetzungen in einem Antrag auf Ermäßigung bei der Stadt 
Deggendorf – Steueramt – nachzuweisen. 
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5. Züchtersteuer 
Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse in zuchtfähigem 
Alter, darunter eine Hündin, nachweislich zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer für Hunde 
dieser Rasse in der Form der Züchtersteuer erhoben. Die Züchtersteuer wird für jeden Hund, 
der zu Zuchtzwecken gehalten wird, ermäßigt. Diese Ermäßigung gilt nicht für Kampfhunde. 
 
6. Kennzeichnung 
Zur Kennzeichnung jedes neu angemeldeten Hundes gibt das Stadtsteueramt Hundezeichen 
aus. Jeder steuerpflichtige Hund muss außerhalb der Wohnung oder des umfriedeten 
Grundbesitzes die Steuermarke tragen. Die bisher ausgegebenen Hundezeichen behalten bis 
auf weiteres ihre Gültigkeit. Bei Abmeldung ist die Marke zurückzugeben. 
 
7. Ersatzhunde 
Wird anstelle eines verendeten oder getöteten Hundes ein Ersatzhund angeschafft, so ist dies 
dem Steueramt anzuzeigen. Als Ersatzhund gilt ein nach dem Verenden oder der Tötung des 
versteuerten Hundes neu angeschaffter Hund oder ein bereits gehaltener Hund, der erst vier 
Monate alt wird. 
 
8. Kampfhunde 
Als Kampfhunde gelten in Bayern Rassen, die in der Verordnung über Hunde mit gesteigerter 
Aggressivität und Gefährlichkeit des Bayerischen Staatsministeriums des Innern (vom 
10.07.1992) abschließend aufgeführt sind. Diese Hunde sowie deren Kreuzungen unter-
einander und mit anderen Hunden sind gem. § 1 dieser Verordnung in zwei Klassen eingeteilt. 
Für die Haltung eines Kampfhundes ist die Erlaubnis der Stadt Deggendorf erforderlich. Nähere 
Auskünfte hierzu erteilt das Ordnungsamt (Tel. 0991 2960 – 303) der Stadt Deggendorf. 
 
9. Anleinpflicht 
Die Verordnung der Stadt Deggendorf zur Einschränkung des freien Umherlaufens von Hunden 
gilt für Kampfhunde und große Hunde mit einer Schulterhöhe von mind. 50 cm. Kampfhunde 
sind im gesamten Stadtgebiet und große Hunde nur auf, in der Verordnung näher bestimmten, 
öffentlichen Anlagen, Wegen, Straßen und Plätzen ständig an der Leine zu führen. Auskünfte 
erteilt das Ordnungsamt (Tel. 0991 2960 – 303) der Stadt Deggendorf. 
 
10. Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrig handelt, der 
a) einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig anmeldet, 
b) den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Ermäßigung nicht oder 

nicht rechtzeitig anzeigt; 
c) einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes ohne 

befestigte Steuermarke umherlaufen lässt. 
Verstöße können den Tatbestand der Abgabenhinterziehung, der leichtfertigen Abgabe-
verkürzung oder der Abgabegefährdung nach Art. 14 bis 16 des Kommunalabgabengesetztes 
(BayRS, 2024-1-I) in der jeweiligen Fassung erfüllen. 
 
Deggendorf, 12.01.2024 
 

gez. 
 

Dr. Christian Moser 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung 

Öffentliche Bekanntmachung über das Widerspruchsrecht von Betroffenen gegen die 
Weitergabe ihrer Daten aus dem Melderegister nach dem Bundesmeldegesetz 
 
 
1. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an das Bundesamt für das Personal-

management der Bundeswehr 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 36 Absatz 2 Satz 1 BMG auf das Recht, der Datenübermittlung 
nach § 58c Absatz 1 des Soldatengesetzes widersprechen zu können. Dies gilt nur bei der 
Anmeldung von Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben.  
Nach § 58b des Soldatengesetzes können sich Frauen und Männer, die Deutsche im Sinne des 
Grundgesetzes sind, verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten, sofern sie hierfür tauglich 
sind. Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial übermitteln die Meldebehörden 
dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr aufgrund § 58c Absatz 1 des 
Soldatengesetzes jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. gegenwärtige Anschrift. 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei der 
Meldebehörde der alleinigen oder der Hauptwohnung einzulegen. Die Einrichtung einer 
Übermittlungssperre ist kostenlos und gilt bis zu ihrem Widerruf. 
 
 
2. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an eine öffentlich-rechtliche 

Religionsgesellschaft durch den Familienangehörigen eines Mitglieds dieser 
Religionsgesellschaft 

 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 BMG auf das Recht, der Datenübermittlung 
nach § 42 Absatz 2 BMG widersprechen zu können. 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Familienangehörige, die 
nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, darf die 
Meldebehörde gemäß § 42 Absatz 2 BMG von diesen Familienangehörigen folgende Daten 
übermitteln: 
1. Familiennamen, 
2. frühere Namen 
3. Vornamen, 
4. Geburtsdatum und Geburtsort, 
5. Geschlecht, 
6. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

- 14 -



7. derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung und letzte 
frühere Anschrift, 

8. Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingte Sperrvermerke nach § 52 BMG sowie 
9. Sterbedatum. 
Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhindert nicht die Übermittlung von Daten 
für Zwecke des Steuererhebungsrechts an die jeweilige öffentlich-rechtliche Religions-
gesellschaft. Diese Zweckbindung wird dem Empfänger bei der Übermittlung mitgeteilt.  
Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung 
einzulegen. Die Einrichtung einer Übermittlungssperre ist kostenlos und gilt bis zu ihrem 
Widerruf. 
 
 
3. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Parteien, Wählergruppen 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das Recht, der Datenübermittlung nach 
§ 50 Absatz 1 BMG an Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene zu 
widersprechen. 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 1 BMG Parteien, Wählergruppen und anderen 
Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatli-
cher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden 
Monaten Auskunft aus dem Melderegister über die in § 44 Absatz 1 Satz 1 BMG bezeichneten 
Daten von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung das 
Lebensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mit-
geteilt werden. Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese nur für die 
Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spätestens einen Monat 
nach der Wahl oder Abstimmung zu löschen oder zu vernichten. 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei der 
Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Die Einrichtung 
einer Übermittlungssperre ist kostenlos und gilt bis zu ihrem Widerruf. 
 
 
4. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten aus Anlass von Alters- oder 

Ehejubiläen an Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das Recht, der Datenübermittlung nach 
§ 50 Absatz 2 BMG zu widersprechen. 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft aus dem Melderegister über Alters- 
oder Ehejubiläen von Einwohnern, darf die Meldebehörde nach § 50 Absatz 2 BMG Auskunft 
erteilen über 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad, 
4. Anschrift sowie 
5. Datum und Art des Jubiläums. 
Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und ab dem 100. 
Geburtstag jeder folgende Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende Ehe-
jubiläum. 
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Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allen 
Meldebehörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen Die Einrichtung 
einer Übermittlungssperre ist kostenlos und gilt bis zu ihrem Widerruf. 
 
 
5. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Adressbuchverlage 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das Recht, der Datenübermittlung nach 
§ 50 Absatz 3 BMG an Adressbuchverlage widersprechen zu können. 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 3 BMG Adressbuchverlagen zu allen Einwohnern, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben, Auskunft erteilen über 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad und 
4. derzeitige Anschriften. 
Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressenver-
zeichnisse in Buchform) verwendet werden. 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allen 
Meldebehörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Die Einrichtung 
einer Übermittlungssperre ist kostenlos und gilt bis zu ihrem Widerruf. 

Deggendorf, 04.01.2024 
 
gez. 
 
Dr. Christian Moser 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB), des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) und 
der Naturschutzgesetze; 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 164 „Isarstraße-Sandfeld“ im Parallelverfahren zur 
Änderung des Deckblattes Nr. 45 zum Flächennutzungs- und Landschaftsplanes 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB, § 4a Abs. 2 BauGBv 
 
Der Deggendorfer Stadtrat hat sich in seiner Sitzung am 23.10.2023 mit den im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit eingegangenen Stellungnahmen befasst. 
 
Auf der Grundlage dieser Stellungnahmen und deren Abwägung wurden die nun vorliegenden 
Entwürfe des Bebauungsplanes Nr. 164 „Isarstraße - Sandfeld“ und der Entwurf zur Änderung 
des Deckblatt Nr. 45 zum Flächennutzungs- und Landschaftsplans erarbeitet.  
 
Diese Entwürfe jeweils in der Fassung vom 11.09.2023 wurden in der Sitzung am 23.10.2023 
gebilligt; gleichzeitig wurden die Beteiligung der Öffentlichkeit  und die Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen.  
 
Die gebilligten Entwürfe einschließlich Begründungen und Umweltberichte liegen während der 
Zeit vom 29.01.2024 bis einschließlich 04.03.2024 in der Bauverwaltung der Stadt 
Deggendorf, Franz-Josef-Strauß-Str. 3, 2. Stock - Flur zwischen Zi.Nr. 236 und 237 - während 
der allgemeinen Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme aus. In dieser Zeit kann jeder die 
Entwürfe des Bebauungsplanes und der Begründung einsehen und über deren Inhalt Auskunft 
verlangen. Die Entwürfe mit Begründungen und Umweltberichten sind auf der Homepage der 
Stadt Deggendorf unter https://www.deggendorf.de/rathaus/bauverwaltung/stadtplanung-
stadtentwicklung/veroeffentlichungen eingestellt. 
 
Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind auch die umweltbezogenen Informationen, die in 
der Begründung mit Umweltbericht und den nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen enthalten sind, sowie Fachgutachten 
zur Erfassung von Bodenbrütern, Schallgutachten, Baugrundgutachten, Verkehrsuntersuchung. 
Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen im Hinblick auf unterschiedliche 
Schutzgüter vorhanden: 
 
1. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf den Menschen: 

• Informationen zur Lärmsituation durch Verkehrszunahme im Plangebiet  
• Information zu Änderungen der Verkehrssituation 
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2. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf die Tiere und Pflanzen: 
• Informationen zu den Auswirkungen der Planungen auf die Pflanzen, das 

Planungsgebiet wird aktuell landwirtschaftlich genutzt 
• Informationen zu den Auswirkungen auf den Lebensraum von Tieren, es wurden 

keine Bodenbrüter gefunden 
 

3. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf den Boden: 
• Informationen zur Überbauung und Versiegelung 

 
4. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf das Wasser: 

• Informationen zur Überbauung und Versiegelung 
• Informationen zu den Grundwasserverhältnissen 
• Informationen zur Schmutz- und Regenwasserbehandlung  
• Informationen zur Hochwassersituation im Plangebiet 

 
5. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf Klima und Luft: 

• Informationen zur Auswirkung der Planungen auf das Lokalklima 
• Informationen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Planungsgebiet 

 
6. mit folgenden wesentlichen Auswirkungen auf die Landschaft: 

• Informationen zu Gebäudehöhen- und Dimensionen 
• Informationen zu Auswirkungen der Planungen auf die Stadtwahrnehmung 
• Informationen zu den Auswirkungen der Planungen auf das Landschaftsbild 

 
Bei allen zusätzlich auftretenden Fragen können sich die Bürgerinnen und Bürger gerne 
telefonisch oder per E-Mail an die Stadtverwaltung wenden (Tel. 0991/2960-446, -443 oder  
-401; bauverwaltung@deggendorf.de). Parallel zur öffentlichen Auslegung werden die 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, eingeholt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung nicht fristgerecht abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung  
unberücksichtigt bleiben können, sofern die Stadt Deggendorf deren Inhalt nicht kannte und 
nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Bauleitpläne nicht von 
Bedeutung ist (§ 3 Abs. 2, § 4a Abs. 6 BauGB). 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 
BauGB wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 2. eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 3. nach § 214 Abs. 3 
Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Deggendorf geltend 
gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
ist darzulegen 
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In Bezug auf die Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes wird darauf 
hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 UmwRG in einem 
Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 UmwRG gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 UmwRG mit allen 
Einwendungen ausgeschlossen ist, die im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht 
rechtzeitig geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 

Deggendorf, 11.01.2024 
 
gez. 
 
Dr. Christian Moser 
Oberbürgermeister 
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